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Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 30. 


(Nr. 7679.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
a des Salzwedeler Kreiſes im Betrage von 35,000 Thalern. Vom 
2. Mai 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Salzwedeler Kreiſes auf dem Kreis- 
tage vom 29. Dezember 1869. beſchloſſen worden, zum Zwecke des von der 
Magdeburg ⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund der Konzeſſions⸗ und 
Beſtätigungs⸗Urkunde vom 12. Juni 1867. (Geſetz⸗Samml. für 1867. S. 1221.) 
unternommenen Baues der Stendal» Salzwedel - Uelzener Zweigbahn eine Bei⸗ 
hülfe aus Kreismitteln bis zum Betrage von 35,000 Thalern zu bewilligen und 
die hierzu erforderlichen Mittel im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir 
auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber 
lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Gläubiger unkündbare Obliga⸗ 
tionen zu dem angenommenen Betrage von 35,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, 
da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Gläubiger noch der Schuldner etwas 
zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 
1833. zur Ausſtellung von Obligationen im Betrage von 35,000 Thalern, in 
Buchſtaben: fünfunddreißig Tauſend Thalern, welche in folgenden Apoints: 

20,000 Thaler à 100 Thaler, 

10,0 00 „ „ 50 

5,000 „ 28 

— 35,000 Thaler, 
nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach einer durch das Loos zu beſtimmen⸗ 
den Folgeordnung vom Jahre 1872. ab mit wenigſtens jährlich zwei Prozent 
des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen der getilgten Schuldverſchreibungen, zu 
tilgen find, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landes herrliche Genehmigung 
mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen 
die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nach⸗ 
weiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. f 
Jahrgang 1870. (Nr. 7679.) Das 


Ausgegeben zu Berlin den 28. Juni 1870. 
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Das vorſtehende Privilegium, welches Wir Nie de der Rechte Dritter 


ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 2. Mai 1870. 
(L. S.) Wilhelm. 


i Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Magdeburg. 


Obligation des Salzwedelſchen Kreiſes 


Littr...... RER ER 
über 
ERTL Thaler Preußiſch Kurant. 
Auf Grund des untem ellerbsch Gfttigten Rreistagebefhtufe 
vom 29. Dezember 1869. wegen Aufnahme einer Schuld bis zum Betrage von 


35,000 Thalern Behufs Ankaufs des zum Bau der Stendal⸗Salzwedel⸗Uelzener 
Eiſenbahn innerhalb des Kreiſes Salzwedel verwendeten Grund und Bodens be⸗ 
kennt ſich die erwählte kreisſtändiſche Kommiſſion Namens des Kreiſes durch 
dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers unkündbare Verſchrei⸗ 
bung zu einer Darlehnsſchuld voen Thalern Preußiſch Kurant, welcher 
Betrag an den Kreis baar gezahlt worden und welcher mit fünf Prozent jähr⸗ 
lich zu verzinſen iſt. 


Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 35,000 Thalern geſchieht vom 


Jahre 1872. ab allmälig innerhalb eines Zeitraums von 26 Jahren durch Amor- 
tiſation von zwei Prozent des ganzen Kapitals jährlich, unter Zuwachs der Zin⸗ 
ſen von den getilgten Schuldraten, nach Maaßgabe des Tilgungsplans. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. ie Auslooſung erfolgt vom Jahre 1872. ab in dem 
Monate Juli jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den 
Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die 
en Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 

ummern und f ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung erfol⸗ 
gen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt drei, zwei 
und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der Königlichen 
we or 


1 


Regierung zu Magdeburg, dem Salzwedeler Kreisblatte und dem Preußischen 
Staatsanzeiger. : : 

Bis zu dem Tage, wo folchergeftalt das Kapital zu entrichten iſt, wird es 
in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an ge- 
rechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Salzwedel, und zwar auch in der nach dem 
Eintritte des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
Ir Er die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. 

Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 
Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem Rück⸗ 
Ae de e nicht erhoben worden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 

blauf des Kalenderjahres der Fälligkeit ab gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. f 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil J. 
Titel 51. §o. 120. seg. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Salzwedel. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch foll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach lauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemel⸗ 
159 und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt 
werden. a 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ...... ee Zinskupons bis 
un Schluſſe des Jahres 18.. ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins⸗ 
upons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. Die Ausgabe einer neuen Zins⸗ 
kupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Salzwedel gegen Abliefe⸗ 
rung des der älteren Zinskupons⸗Serie beigedruckten Talons. Beim Verluſte 
des Talons erfolgt die Aushändigung der neuen Zinskupons⸗Serie an den In⸗ 
haber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der Kreis 
mit ſeinem Vermögen. 

9 all: zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. i 


Salzwedel, den tr „u........ 18.75 


Die ſtändiſche Kommiſſion des Kreiſes Salzwedel für den Bau 
der Stendal⸗Salzwedel⸗Uelzener Eiſenbahn. 
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Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Magdeburg. 


Zinskupon 
zu der 
Kreis⸗Obligation des Salzwedelſchen Kreiſes 
Litt r.. . 
R Thaler zu fünf Prozent Zinſen 
über 
PETER Thaler Silbergroſchen. 
Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Rückgabe in der 
Deite pom Sika s eee ar. Fare vom 83.288... 
und ſpäterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗Obligation für das Halbjahr 
vom e sie. Di l 216 . 2x mit (in Buchſtaben • Thalern 
shi Silbergroſchen bei der Kueis- Kommunalkaffe zu Salzwedel. 
Salzwedel, den en 8 
(Stempel.) 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion des Kreiſes Salzwedel fix den Bau 
der Stendal⸗Salzwedel⸗Aelzener Eiſenbahn. 


Dieſer algen iſt ungültig, wenn deſſen Geldbetrag 
nicht innerhalb vier Jahren, vom Ablauf des Kalenderjahres 
der Fälligkeit ab gerechnet, erhoben wird. 


provinz Sachſen, Regierungsbezirk Magdeburg. 
Tal on 


zur 
Kreis⸗Obligation des Salzwedelſchen Kreiſes. 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der 
Obligation des Salzwedelſchen Kreiſes 
Fein . ek Thaler ..... Prozent Zinſen 
die e Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis- 


Kommunalkaſſe zu Salzwedel nach Maaßgabe der diesfälligen in der Obligation 
enthaltenen Beſtimmungen. f 


Salzwedel, den een 18 i 
Die ſtändiſche Kommiſſion des Kreiſes Salzwedel für den Bau 
der Stendal⸗Salzwedel⸗Uelzener Eiſenbahn. 


(Nr. 7680) 


— Me 
Gr. 7680.) Statut für den Verband zur Entwäfferung des Szlapfzill⸗Terrains im Kreiſe 
Memel. Vom 16. Mai 1870. =” 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, auf Grund der $$. 56. und 57. des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 
(Geſetz⸗Samml. von 1843. S. 41.) und des Artikel 2. des Geſetzes vom 11. Mai 
1853. (Geſetz⸗Samml. von 1853. S. 182.), nach Anhörung der Betheiligten, 


was folgt: 
F. 1. 
Unter der Benennung: 
„Verband zur Entwäſſerung des Szlapfzill⸗Terrains“ 
wird eine Genoſſenſchaft mit Korporationsrechten gebildet. 
Der Verband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu Memel. 


$. 2. 

Zweck des Verbandes iſt, das im Kreiſe Memel gelegene Haide⸗ und 
Bruchterrain, genannt die Szlapſzill, und die um daſſelbe belegenen Wieſen⸗, Weider 
und Ackerflächen durch Entwäſſerung kulturfähiger und ertragreicher zu machen. 

Zur Erreichung dieſes Zweckes find die in dem Meliorationsplane und 
Koſtenanſchlage des Waſſerbauinſpektors Kuckuck vom 11. Oktober 1869. näher 
bezeichneten Anlagen von dem Verbande auszuführen und mit der im F. 5. 
len Ausnahme zu unterhalten. Erhebliche Abänderungen des Mrojektes 
dürfen nur mit Genehmigung der Regierung zu Königsberg vorgenommen werden. 


§. 3. 5 
Ueber die vom Verbande zu unterhaltenden Anlagen und über die Grund⸗ 
ſtücke des Verbandes iſt ein Lagerbuch vom Direktor des Verbandes zu führen 
und vom Vorſtande feſtzuſtellen. 


$. 4. 5 
Der Verband iſt befugt, ſoweit dies zur Ausführung des Meliorations⸗ 
planes nothwendig iſt, die Abtretung fremden Grund und Bodens, ſowie die 
Einräumung einer Servitut und des Rechts zur vorübergehenden Nutzung von 
Grundſtücken gegen Entſchädigung nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 
15. November 1811. (Geſetz Samml. für 1811. S. 352. ff.) zu verlangen. 
i Die Genoſſen des Verbandes haben den zu den Verbandsanlagen erforder⸗ 
lichen Grund und Boden in der Regel ohne Entſchädigung herzugeben. Dagegen 
gebührt ihnen die Grasnutzung auf den Böſchungen der Gräben des Verbandes, 
und es fällt ihnen auch das verlaſſene Fluß⸗ und Grabenbett unentgeltlich zu. 
Sofern jedoch der Werth der Grasnutzung und des Fluß⸗ oder Graben⸗ 
betts den Werth des abgetretenen Grund und Bodens nicht erreicht, wird ihnen 
der Mehrwerth des Grund und Bodens entſchädigt. 
Streitigkeiten hierüber werden, mit Ausſchluß des Rechtsweges, durch das 
Schiedsgericht (vergl. §. 28.) entſchieden. 8 
(Nr, 7680.) §. 5. 
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Die beſtehenden Brücken auf den Entwäſſerungszügen find, nachdem fie 
auf Koſten des Verbandes umgebaut ſind, von denjenigen im normalmäßigen 
Zuſtande zu unterhalten, welchen die Unterhaltung bisher oblag. Wenn die 
Brücken bei dem Umbau erheblich größer als bisher werden, ſo hat der Verband 
den Unterhaltungspflichtigen für die Vergrößerung ſeiner Laſt zu entſchädigen. 
Die durch die Entwäſſerungszüge nothwendig werdenden neuen Brücken hat der 
Verband allein zu unterhalten. 

$. 6. 


Das Waſſer in den Gräben des Verbandes darf ohne Genehmigung des 
Direktors von einzelnen Verbandsmitgliedern nicht abgeleitet oder aufgeſtaut 
werden. Jeder Grundbeſitzer im Verbande hat das Recht, das Waſſer, deſſen 
er ſich nur ſpeziellen Entwäſſerung feiner Grundſtücke entledigen will, in die 
Gräben des Verbandes abzuleiten; die Zuleitung muß aber an den vom Direktor 
zu beſtimmenden Punkten geſchehen. Die Anlegung und Unterhaltung ſolcher 
Ben Entwäſſerungsgräben ift Sache jedes einzelnen Verbandsmitgliedes. Iſt 
ie Zuleitung jedoch nur durch Zuſammenwirken mehrerer Grundbeſitzer ausführ⸗ 
bar, ſo hat der Vorſtand dieſelbe zu vermitteln und nöthigenfalls auf Koſten der 
ſpeziell dabei Betheiligten durchzuführen, nachdem der Plan dazu und das Bei⸗ 
tragsverhältniß, dem Vortheile eines Jeden entſprechend, von den Staats⸗Ver⸗ 
waltungsbehörden nach Anhörung der Intereſſenten feſtgeſtellt iſt. In der Regel 
iſt da, wo derartige Gräben auf der Grenze zweier Planlagen gehen, das erfor⸗ 
derliche Land von den Grenznachbaren zu gleichen Theilen herzugeben, auch die 
Anlegung und Unterhaltung der Gräben gemeinſchaftlich und zu gleichen Theilen 
von den Grenznachbaren zu bewirken. 

Die Unterhaltung dieſer Anlagen hat der Vorſtand ebenfalls zu beauf⸗ 
ſichtigen. 

§. 7 


Die Genoſſen des Verbandes und das Verhältniß ihrer Beitragspflicht 


zur ung und Unterhaltung der Verbandsanlagen find durch ein Kataſter 
feſtzuſtellen, welches der Regierungskommiſſarius entwirft. 

Das Verhältniß des Vortheils an der Melioration bildet dabei den 
Maaßſtab. 


Der Entwurf dieſes Kataſters iſt bei dem Landrathsamte zu Memel und 


auszugsweiſe bei den Ortsvorſtänden der betheiligten Feldmarken offen zu legen, 
auch den Gütern, welche einen beſonderen Gutsbezirk bilden, im Auszuge mitzu⸗ 
theilen. Zugleich iſt im Amtsblatte der Regierung zu Königsberg und in dem 
Kreisblatte eine vierwöchentliche Friſt bekannt zu machen, innerhalb welcher bei 
dem e Beſchwerden erhoben werden können. 

Der Kommiſſarius hat die erhobenen Beſchwerden unter Zuziehung der 
ehen Sac eines Deputirten des Vorſtandes und der erforderlichen un⸗ 
betheiligten Sachverſtändigen zu unterſuchen. 

Die Sachverſtändigen ſind hinſichtlich der Vermeſſungen und Nivellirun⸗ 


gen ein vereideter Feldmeſſer oder nöthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, hinſicht⸗ 
lich 


Ei 


lich der durch die Melioration entftehenden Vortheile und der darauf gegründeten 
Klaſſifikation zwei ökonomiſche Sachverſtändige, denen bei Streitigkeiten wegen 
15 en e ein Waſſerbauverſtändiger beigeordnet wer⸗ 
en kann. 

Die Sachverſtändigen werden von dem Vorſtande gewählt. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, nämlich die 
Beſchwerdeführer einerſeits und der Vorſtandsdeputirte andererſeits, bekannt gemacht. 

Sind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo hat es dabei ſein 
Bewenden und es wird das Kataſter demgemäß berichtigt. Anderenfalls werden 
die Akten zur Entſcheidung über die Beſchwerde der Regierung in Königsberg 
eingereicht, welche vorher andere von ihr zu ernennende Sachverſtändige verneh⸗ 
men kann und bei deren Entſcheidung es bewendet. 

Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den Be⸗ 
ſchwerdeführer. 

Nach erfolgter Feſtſtellung wird das Kataſter von der Regierung zu Kö⸗ 
migsberg ausgefertigt und dem Vorſtande zugeſtellt. 

is zur Feſtſtellung des definitiven Kataſters ſtellt der Direktor des Ver⸗ 

bandes nach der Größe der betheiligten Flächen ein proviſoriſches Kataſter auf, 
welches vorbehaltlich der ſpäteren Ausgleichung einſtweilen der Einziehung von 
Beiträgen zu Grunde zu legen iſt. d ü 


F. 8. 


Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Beiträge für die Anlage und 
Unterhaltung ruht mit der Verbandspflicht, gleich den ſonſtigen gemeinen Laſten und 
Abgaben, unablöslich auf den verpflichteten Grundſtücken. 

Die Beiträge ſind auf das Ausſchreiben des Direktors in den darin zu 
bezeichnenden Terminen zur Kaſſe des Verbandes bei Vermeidung der adminiſtra⸗ 
tiven Exekution einzuzahlen. Innerhalb der einzelnen Ortſchaften bewirken deren 
Vorſteher die Einziehung und Abführung zur Kaſſe des Verbandes. 

Die Exekution findet auch ſtatt gegen Pächter, Nutznießer oder andere Be⸗ 
itzer der verpflichteten Grundſtücke, vorbehaltlich ihres Regreſſes an die eigentlich 
erpflichteten. a f 
§. 9. 


An den vom Verbande zu unterhaltenden Haupt⸗Entwäſſerungszügen müſſen 
drei Fuß, vom oberen Rande der Böſchung ab gerechnet, unbeackert und mit dem 
Weidevieh verſchont bleiben. 

Auch Bäume und Hecken dürfen auf dieſer Fläche nicht geduldet werden. 

Bei der ann der Haupt und Nebengräben müſſen die Eigenthümer 
der angrenzenden Grundſtücke den Auswurf, deſſen Eigenthum ihnen dagegen zu⸗ 
fällt, aufnehmen und binnen vier Wochen nach der Räumung, wenn aber die 
Räumung vor der Ernte geſchieht, binnen vier Wochen nach der Ernte, bis auf 
Eine Ruthe Entfernung von dem Rande fortſchaffen. Aus beſonderen Gründen 
kann der Direktor dieſe Friſt abändern. 

Ausnahmen von der Beſtimmung falke Paragraphen können in einzelnen 
Fällen vom Vorſtande des Verbandes geſtattet werden. 

(Nr. 7680.) $. 10, 
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$. 10. 


Der Verband ſteht unter der Aufficht der Regierung zu Königsberg als 
Landespolizeibehörde, und in höherer Inſtanz des Miniſters für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten. Die Regierung hat darauf zu halten, daß die Be⸗ 
ſtimmungen des Statuts beobachtet, die Anlagen gut ausgeführt und erhalten 
und die etwaigen Schulden regelmäßig verzinſt und getilgt werden. 

Die Regierung iſt befugt, von der Verwaltung des Verbandes jederzeit 
Kenntniß zu nehmen, nach Anhörung des Vorſtandes eine Geſchäftsanweiſung 
für den Verband zu ertheilen und auf Grund des Geſetzes vom 11. März 1850. 
über die Polizeiverwaltung die nöthigen Polizeiverordnungen zu erlaſſen zum 
Schutze der vom Verbande zu unterhaltenden oder zu beaufſichtigenden Anlagen. 


$. 11. 


Wenn der Vorſtand es unterläßt oder verweigert, die dem Verbande nach 
dieſem Statute oder ſonſt geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den Haushalts- 
Etat zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, ſo läßt die Regierung, nach 
Anhörung des Vorſtandes, die Eintragung in den Etat von ee bewir⸗ 
ken oder ſtellt die gußerordentlichen Ausgaben feſt und verfügt die Einziehung 
der erforderlichen Beiträge. 

Gegen dieſe Entſcheidung ſteht dem Vorſtande innerhalb zehn Tagen die 
Berufung an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. 


9. 12. 


Die Regierung hat darauf zu halten, daß den Beamten des Verbandes 
die ihnen zukommenden Beſoldungen unverkürzt zu Theil werden, und etwaige 
Beſchwerden darüber zu entſcheiden, vorbehaltlich des Rechtsweges. 


8. 13 

Die Angelegenheiten des Verbandes werden durch einen Vorſtand geleitet, 
welcher aus ſieben Mitgliedern reſp. deren Stellvertretern beſteht. 

Je Ein Vorſtandsmitglied und je Ein Stellvertreter deſſelben wird von 
den Beſitzern der Güter Baugskorallen und Gabergiſchken erwählt. Die fünf 
anderen Mitglieder und deren Stellvertreter werden von den übrigen Genoſſen 
des Verbandes derart gewählt, daß Beſitzer von Einem bis zehn Morgen Eine 
Stimme, von zehn bis vierzig Morgen zwei Stimmen, von vierzig Morgen und 
darüber aber drei Stimmen haben. Sobald das Kataſter feſtgeſtellt iſt, wird ſtatt 
der wirklichen Morgenzahl die Normal⸗Morgenzahl der Stimmberechtigung zu 
Grunde gelegt. 

Die Wahl gilt für ſechs Jahre. Der Ausſcheidende kann wiedergewählt 
werden. 

Die Regierung zu Königsberg ernennt den Wahlkommiſſarius. Die Prü⸗ 
fung der Wahlen ſteht dem Vorſtande ſelbſt zu. 

Im Uebrigen finden bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Ver⸗ 
pflichtung zur Annahme der Wahl die Vorſchriften über Gemeindewahlen An⸗ 
wendung. 8 5 8 

ö e 


a 


Die Stellvertreter nehmen in Krankheits- und Behinderungsfällen des 
Mitgliedes ſeine Stelle ein und treten für das Mitglied ein, wenn daſſelbe 
während der Wahlzeit ſtirbt, oder ſeinen Wohnſitz in der Gegend aufgiebt. 
Die Vorſtandsmitglieder wählen unter ſich den Direktor des Verbandes. 
Dieſe Wahl bedarf der Genehmigung der Regierung. Der Direktor ernennt in 
Behinderungsfällen ſeinen Stellvertreter aus der Zahl der Vorſtandsmitglieder. 
$. 14. 
Der Vorſtand hat über alle Angelegenheiten des Verbandes zu beſchließen, 
ſoweit dieſelben nicht dem Vorſitzenden (Direktor) überwieſen find; insbeſondere 
a) über die zur Erfüllung der Verbandszwecke nothwendigen und nützlichen 
Einrichtungen und über die Bauanſchläge, 
b) über den Jahres⸗Etat und die erforderlichen gewöhnlichen und außer⸗ 
gewöhnlichen Ausſchreiben, ſowie über die Decharge der Jahresrechnung, 
e) über etwaige Anleihen, 
d) über Verträge (ſ. jedoch §. 22.), 
e) über die Benutzung der etwa zu erwerbenden Grundſtücke oder des ſon⸗ 
ſtigen Vermögens des Verbandes, 
f) über die Annahme des Rendanten und der etwa erforderlichen Unter— 
beamten ($$. 23. und 26.), 
g) über die Geſchäftsanweiſungen, 5 
h) über die Reviſion der Anlagen durch einen qualifizirten Baubeamten. 
Die Ausführung der Beſchlüſſe des Vorſtandes erfolgt durch den Vor⸗— 
fienden, Der Vorſtand iſt aber berechtigt, von der Ausführung der Beſchlüſſe 
ſich Ueberzeugung zu verſchaffen. Beſchlüſſe des Vorſtandes, welche der Vor⸗ 
figende für geſetzwidrig oder dem Gemeinwohl nachtheilig erachtet, hat derſelbe 
zu beanſtanden und die Entſcheidung der Regierung einzuholen. 
5 19. 
Die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich: 
a) zu den Projekten über den Bau neuer Anlagen, 
b) zu Anleihen, 
c) zur Veräußerung von Grundſtücken des Verbandes. 


$. 16. 

Der Vorſtand verſammelt ſich auf Berufung des Vorſitzenden alle Jahre 
mindeſtens einmal im Frühjahr und einmal im Herbſt. 

Die Zuſammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenſtände der Ver⸗ 
handlung; mit Ausnahme dringender Fälle muß dieſelbe wenigſtens ſieben freie 
Tage vorher ſtattfinden. 8. 1 5 
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Die Mitglieder des Vorſtandes ſind an Inſtruktionen der Genoſſen des 
Verbandes nicht gebunden. 5 ; 
Jahrgang 1870, (Nr. 7680.) 55 Die 
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Die Beſchlüſſe werden nach der Stimmenmehrheit gefaßt. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Der Vorſtand kann nur beſchließen, wenn außer dem Direktor drei Mit⸗ 
glieder erſchienen ſind. 

Eine Ausnahme findet ſtatt, wenn der Vorſtand, zum dritten Male zur 
Verhandlung über denſelben Gegenſtand zuſammenberufen, dennoch nicht in ge⸗ 
nügender Zahl erſchienen iſt. N 

Bei der zweiten und dritten Zuſammenberufung muß auf dieſe Beſtim⸗ 
mung ausdrücklich hingewieſen werden. 


$. 18. 

An Verhandlungen über Rechte und Pflichten des Verbandes darf derjenige 
nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem des Verbandes im Widerſpruche 
ſteht. Kann wegen dieſer Ausſchließung, ſelbſt mit Hülfe der Stellvertreter, 
eine beſchlußfähige Verſammlung nicht gehalten werden, fo hat der Vorſitzende, 
oder, wenn auch dieſer aus dem vorgedachten Grunde betheiligt iſt, die Regierung 
für die Wahrnehmung der Intereſſen des Verbandes zu ſorgen und nöthigenfalls 
einen beſonderen Vertreter für denſelben zu beſtellen. 


§. 19. 
Die Beſchlüſſe des Vorſtandes und die Namen der dabei anweſend ge⸗ 
weſenen Mitglieder ſind in ein beſonderes Buch einzutragen. Sie werden von 
dem Vorſitzenden und wenigſtens zwei Mitgliedern unterzeichnet. 


F. 20. 

Der Direktor des Verbandes führt die Geſammtverwaltung und handhabt 
die Polizei zum Schutze der vom Verbande zu unterhaltenden oder zu beaufſich⸗ 
tigenden Anlagen. Jedes Mitglied des Vorſtandes iſt verbunden, Aufträge des 
Vorſitzenden zu übernehmen. : 

Der Vorſitzende hat insbeſondere: 

a) den Verband nach Außen und in Prozeſſen zu vertreten. Zu Verträgen 
und Schuldurkunden iſt eine nach §. 19. zu vollziehende Urkunde oder 
Vollmacht des Vorſtandes erforderlich (vergl. jedoch $. 22.) 

b) die Einnahmen und Ausgaben anzuweiſen und das Kaſſen⸗ und Rechnungs⸗ 
weſen zu überwachen; 8 a 

e) die Beiträge nach dem Etat und den Beſchlüſſen des Vorſtandes auszu⸗ 
ſchreiben und die Beitreibung zu bewirken, deren exekutiviſche Durch⸗ 
führung erforderlichenfalls bei dem Landrathsamte Memel nachzu⸗ 
ſuchen iſt, 

d) die Unterbeamten zu beaufſichtigen und die Ausführung der Bauten an⸗ 
zuordnen und zu leiten. 


F. 21. / 
Allzqährlich im Frühjahr, vor der ordentlichen SA 
or⸗ 


Vorſtandes, findet eine Hauptſchau der Anlagen des Verbandes ſtatt. Dieſelbe 
erſtreckt ſich auch auf die vom Verbande zu beauffichtigenden Anlagen. Der 
Direktor hält die Schau mit Zuziehung von zwei Vorſtandsmitgliedern als Mit⸗ 
urtheilern ab, welche in der ordentlichen Jahresverſammlung vom Vorſtande 
beſtimmt werden. 

Ueber den Befund und die Beſchlüſſe der Schaukommiſſion iſt ein Pro⸗ 
tokoll aufzunehmen. Die Schau wird öffentlich bekannt gemacht, damit jeder 
Betheiligte derſelben beiwohnen kann. a 

So oft es erforderlich iſt, ſoll in gleicher Weiſe im September eine Nach⸗ 
ſchau abgehalten werden. 


$. 22. 


Die gewöhnliche Unterhaltung der Verbandsanlagen ordnet der Direktor 
nach dem Befund der Schau an, in dringenden Fällen auch ſonſt nach eigenem 
Ermeſſen, und holt nur in zweifelhaften Fällen, oder wenn er mit den Mit⸗ 
urtheilern nicht übereinſtimmt, den Beſchluß des Vorſtandes ein. Ob die Aus⸗ 
führung auf Rechnung durch die Unterbeamten, ausnahmsweiſe auch durch ein 
Mitglied des Vorſtandes, oder einen Gemeindevorſtand, oder durch Entrepriſe 
de geſchehen hat, darüber ſetzt der Vorſtand gewiſſe Grundſätze feſt, unbeſchadet 
eren in dringenden Fällen der Direktor nach eigenem Ermeſſen verfährt. 

Zu Entrepriſekontrakten zur Unterhaltung der Anlagen bedarf der Direktor 
einer Vollmacht nicht. 

Was die Schau für die vom Verbande nur zu beaufſichtigenden Anlagen 
betrifft, ſo iſt das Ergebniß dieſer Schau in gleicher Weiſe feſtzuſtellen, den 
Betheiligten vom Direktor danach Anweiſung zu ertheilen und die Befolgung 
nöthigenfalls im Wege der adminiſtrativen Exekution zu erzwingen. 


§. 23. 
Zur ſpeziellen Beaufſichtigung der Anlagen und zur Ausführung der die 


des derſelben betreffenden Arbeiten hat der Direktor auf Beſchluß des 
Vorſtandes die erforderlichen Unterbeamten anzuſtellen. 


$. 24. 


Der Direktor iſt befugt, wegen der die Anlagen betreffenden polizeilichen 
Uebertretungen die Strafe bis zu fünf Thalern Geldbuße vorläufig feſtzuſetzen, 
nach dem Geſetze vom 14. Mai 1852. (Geſetz-Samml. für 1852. S. 245. ff.). 
Die vom Direktor allein, nicht vom Polizeirichter, feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen 
zur Verbandskaſſe. 

§. 25. 

Auf Beſchluß des Vorſtandes ſind die Anlagen des Verbandes rückſichtlich 
ihrer normalmäßigen Beſchaffenheit durch einen qualifizirten Bauſachverſtändigen, 
ſo oft es erforderlich iſt, zu revidiren. 

Bei neuen Anlagen und größeren Unterhaltungsarbeiten hat der Direktor 
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durch einen folchen Sachverſtändigen den Anſchlag vorher fertigen und die Aus⸗ x 
führung inſpiziren und abnehmen zu laſſen. 


F. 26. 


Zur Führung der Kaſſengeſchäfte engagirt der Direktor auf Vorſchlag des 
Vorſtandes einen Rendanten, welcher durch Handſchlag an Eidesſtatt vom Vor⸗ 
ſitzenden in einer Verſammlung des Vorſtandes verpflichtet wird. & 

Der Rendant hat nach den Anweiſungen des Vorſitzenden die Einnahmen 
und Ausgaben zu bewirken und den Etat aufzuſtellen. Die Jahresrechnung pro 
Kalenderjahr iſt bis zum 1. März dem Vorſitzenden zu übergeben, welcher dieſelbe 
durch einen Rechnungsverſtändigen und außerdem ſelbſt und durch ein vom Vor- 
ſtande alljährlich hierfür zu bezeichnendes Mitglied der Vorprüfung unterwirft. 
Vierzehn Tage vor der ordentlichen Herbſtverſammlung des Vorſtandes ſind Etat 
und Jahresrechnung bei dem Direktor zur Einſicht jedes Mitgliedes des Ver⸗ 
bandes offen zu legen. 


$. 27. 
Der Vorſitzende und die Mitglieder des Vorſtandes bekleiden Ehrenpoſten. 


Dem Direktor iſt eine Entſchädigung für Büreauaufwand zu gewähren, 
welche die Regierung auf Anhören des Vorſtandes feſtſetzt. 


$. 28. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes über das 
Eigenthum an Grundſtücken, über den Umfang oder die Zuſtändigkeit von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, oder über andere mit fpeziellen 
Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, ge— 
hören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

; Dagegen wird über alle anderen, die gemeinfamen Angelegenheiten des 

Verbandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen 
betreffenden Anſprüche und Beſchwerden von dem Vorſtande nach vorgängiger 
Unterſuchung entſchieden. 

Gegen dieſe Entſcheidung ſteht jedem Theil der Rekurs an ein Schieds⸗ 
gericht zu, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung des Beſcheides 
an gerechnet, angemeldet werden muß. 

Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil 
trägt die Koſten. f 

Das Schiedsgericht beſteht aus drei, bei dem Verbande nicht betheiligten 
Mitgliedern, die von der Genoſſenſchaft gewählt werden. Die Wahl findet auf 
drei Jahre ſtatt. Bei dem Wahlverfahren finden die oben über die Wahl der 
Vorſtandsmitglieder gegebenen Beſtimmungen Anwendung, mit der Maaßgabe 
jedoch, daß die Beſitzer der Güter Baugskorallen und Gabergiſchken je drei 
Stimmen bei der Wahl haben. 


. 29. 


$. 29. 
Abänderungen dieſes Statuts können nur mit landesherrlicher Genehmi⸗ 
gung erfolgen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 16. Mai 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Selchow. Leonhardt. 


(Nr. 7681.) Allerhöchſter Erlaß vom 16. Mai 1870. betreffend die Verleihung des Rechts 
zur Erhebung eines einmeiligen Chauſſeegeldes an die Gemeinden Amern 
St. Anton, Amern St. Georg, Dilkrath und Boisheim, im Kreiſe Kem- 
pen, Regierungsbezirk Düſſeldorf, für den von denſelben chauſſeemäßig 
ausgebauten ſ. g. Dilkrath-Boisheimer Kommunalweg. i 


Auf Ihren Bericht vom 11. Mai d. J. will Ich den Gemeinden Amern 
St. Anton, Amern St. Georg, Dilkrath und Boisheim, im Kreiſe Kempen, 
Regierungsbezirk Düſſeldorf, für den von denſelben chauſſeemäßig ausgebauten 
ſ. g. Dilkrath⸗Boisheimer Kommunalweg, gegen Uebernahme der künftigen 
chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße, das Recht zur Erhebung eines ein⸗ 
meiligen Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats ⸗Chauſſeen 
jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen 
Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffen⸗ 
den zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen 
von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der 
Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 16. Mai 1870. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 


(Nr. 76807682.) (Nr. 7682.) 
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(Fr. 7682.) Allerhöchſter Erlaß vom 16. Mai 1870., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 

liſchen Vorrechte an den Kreis Buk, im Regierungsbezirk Poſen, für den 
Bau und die Unterhaltung der Chauſſeen: 1) vom Bahnhof Neutomysl 
durch die Bolewicer Forſt bis zur Chauſſee Neuſtadt⸗Tirſchtiegel 2) von 
Grätz durch die Stadt Opalenika nach dem Bahnhof daſelbſt; 3) vom 
Bahnhof Opalenika nach Neuſtadt b. P.; 4) vom Bahnhof Buk durch 
die Stadt gleichen Namens bis an die Samterſche Kreisgrenze zum An: 


ſchluß an die Chauſſee von Sekowo über Dufſznik in der Richtung 
Sendzinko. 


I en: Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau folgender 
Kreis⸗Chauſſeen im Kreiſe Buk, Regierungsbezirk Poſen: 1) vom Bahnhof Neu⸗ 
tomysl durch die Bolewicer Forſt bis zur Chauffee Neuſtadt⸗Tirſchtiegel; 2) von 
Grätz durch die Stadt Opalenika nach dem Bahnhof daſelbſt; 3) vom Bahnhof 
Opalenika nach Neuſtadt b. P.; 4) vom Bahnhof Buk durch die Stadt gleichen 
Namens bis an die Samterſche Kreisgrenze zum Anſchluß an die Chauſſee von 
Sekowo über Dufgnif in der Richtung Sendzinko genehmigt habe, verleihe Ich 
hierdurch dem Kreiſe Buk das Expropriationsrecht für die zu dieſen Chauſſee⸗ 
bauten erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſee⸗ 
bau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗ 
Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. Zugleich will 
Ich dem Kreiſe Buk reſp. der Provinz Poſen gegen Uebernahme der künftigen 
chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straßen das Recht zur Erhebung des Chauſſee⸗ 
geldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden 
hauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen 
über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen 
Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen an⸗ 
gewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauffeegeld - Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung kommen. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 16. Mai 1870. 


Wilhelm. 
5 Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
a Arbeiten und den Finanzminiſter. a 


(Nr. 7683.) 
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(Nr. 7683.) Allerhöchſter Erlaß vom 16. Mai 1870., betreffend die Abänderung der Rich⸗ 
tungslinie der zu 2. des Allerhöchſten Erlaſſes vom 27. April 1868. 
(Geſetz-Samml. für 1868. ©. 483.) bezeichneten Chauſſee im Kreiſe Be⸗ 
rent, ſtatt über Niedamowo, über Groß-Klinz, Eichenberg, Elſenthal und 
Alt⸗Kiſchau. 


Diem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage genehmigt habe, daß 
die zu 2. Meines Erlaſſes vom 27. April 1868. bezeichnete Chauſſee im Kreiſe 
Berent, Regierungsbezirk Danzig, von Klein-Klinz, an der Berent⸗Danziger 
Staatsſtraße, ſtatt in der Richtung über Niedamowo, über Groß⸗Klinz, Eichen⸗ 
berg, Elſenthal und Alt⸗Kiſchau zum Anſchluß an die dort zu 1. bezeichnete 
Chauſſee zwiſchen Hoch⸗-Paleſchken (Wolfsbruch) und Boſchpohl ausgeführt werde, 
beſtimme Ich hierdurch, daß die durch Meinen Erlaß von demſelben Tage (Ge- 
ſetz Samml. von 1868. S. 483.) dem Kreiſe Berent verliehenen Rechte auch 
auf die Chauſſee in der veränderten Richtung zur Anwendung kommen ſollen. 

Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz Sammlung zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß zu bringen. 


Berlin, den 16. Mai 1870. 
Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 


(Nr. 7684.) Beſtätigungs⸗Urkunde, betreffend den Siebzehnten Nachtrag zum Statut der 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 6. Juni 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft in ihrer Generalverſamm⸗ 
lung vom 27. April 1870. die Abänderung der auf die Ausgabe der neuen 
Stammaktien Littr. D. bezüglichen Beſtimmung im F. 2. unter a. des Sechs⸗ 
zehnten Nachtrages zu ihrem Statut und zu dem Ende die in dem anliegenden 
2 Siebzehnten Nachtrage enthaltenen Beſtimmungen beſchloſſen hat, wollen Wir 
dieſem Beſchluſſe Unſere landesherrliche Genehmigung hierdurch ertheilen. 


Die gegenwärtige Urkunde iſt nebſt dem Nachtrage durch die GeſetzSamm⸗ 
lung bekannt zu machen. 
(Nr. 76837684.) Urs 


en „ | 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 6. Juni 1870. 


(J. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz Leonhardt. 


Siebzehnter Nachtrag 
zum 


Statut der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


SE 
Die Beſtimmung sub a. in F. 2. des unterm 7. Juli 1869. Allerhöchſt 
beſtätigten Sechszehnken Nachtrages zu dem Statut der Oberſchleſiſchen Eifen- 
bahngeſellſchaft (Geſetz-Samml. für 1869. S. 942. ff.) wird aufgehoben. 


$. 2. 
Die Geſellſchaftsvorſtände find ermächtigt, die Ausgabe der in F. 2. 
a. a. O. bezeichneten neuen Stammaktien Littr. D. auf drei auf einander folgende 
Baujahre thunlichſt gleichmäßig zu vertheilen und den Anfangstermin zu ver⸗ 
öffentlichen. 


(Fr. 7685.) 


(Nr. 7685.) Konzeſſions- und Beſtätigungs-Urkunde, betreffend den Bau und Betrieb einer 
Zweig⸗Eiſenbahn von Wittenberge über Dömitz und Lüneburg bis zum 
Anſchluſſe an die Osnabrück-Bremen-Hamburger Eiſenbahn, durch die 
Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft, und einen Nachtrag zum Statut 

der letzteren. Vom 16. Juni 1870. f 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


Nachdem die Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft in der General⸗ 
verſammlung ihrer Aktionaire vom 24. November 1869. den Bau und Betrieb 
einer Zweig⸗Eiſenbahn von Wittenberge über Dömitz und Lüneburg bis zum 
Anſchluſſe an die Osnabrück⸗Bremen⸗Hamburger Eiſenbahn beſchloſſen hat, 
wollen Wir der gedachten Geſellſchaft zu dieſer Erweiterung ihres Unternehmens 
bezüglich des dieſſeitigen Staatsgebietes Unſere landesherrliche Genehmigung auf 
en des beigefügten, hierdurch von Uns beſtätigten Statutnachtrages er⸗ 
theilen. 5 

£ Zugleich wollen Wir der Gefellfehaft das Recht zur Expropriation und 
vorübergehenden Benutzung der für die Bahnanlage erforderlichen Grundſtücke 
nach Maaßgabe der in den einzelnen Landestheilen beſtehenden geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften hierdurch verleihen. 

Die gegenwärtige Urkunde iſt nebſt dem Statutnachtrage durch die Geſetz⸗— 
Sammlung zu veröffentlichen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 16. Juni 1870. 


(JL. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Ibenplitz. Leonhardt. Camphauſen 


Vierter Nachtrag 


zum 


Statut der Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft. 


Nachdem die außerordentliche Generalverſammlung der Berlin⸗Hamburger Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft d. d. Ludwigsluſt, 24. November 1869., die Ausdehnung des 
Unternehmens auf eine Zweigbahn von Wittenberge über Dömitz und Lüneburg 
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zum Anſchluß an die Eiſenbahn von Osnabrück nach Bremen und Hamburg 
ſtatutenmäßig beſchloſſen und die Direktion beſagter Bahn ermächtigt hat, die 
Bedingungen der Konzeſſion und die erforderlichen Abänderungen des Gefellfchafts- 
Statuts mit den betheiligten hohen Regierungen zu vereinbaren, iſt auf Grund 
§. 4 des Geſellſchaftsſtatuts reſp. $$. 16. und 19. des Staatsvertrages 
zwiſchen den drei Territorial⸗ Regierungen vom 8. November 1841. folgender 
Vierter Nachtrag zu dem Statute der Berlin- Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft 
feſtgeſtellt worden. 


Sn SH, 

Das Unternehmen der Berlin- Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft wird auf 
den Bau und den Betrieb einer Zweig⸗Eiſenbahn von Wittenberge über Dömitz 
und Lüneburg zum Anſchluß an die Eiſenbahn von Osnabrück nach Bremen und 
Hamburg ausgedehnt. Das Baukapital ſoll durch eine Prioritäts⸗Anleihe be⸗ 
ſchafft werden, deren Modalitäten durch ein beſonderes Privilegium feſtgeſtellt 
werden, deren Höhe aber den Betrag von zwölf (12) Millionen Thalern Preu⸗ 
ßiſch Kurant nicht überſchreiten darf. Die Zweig ⸗Eiſenbahn bildet einen integri⸗ 
renden Theil des Stamm Unternehmens, es finden daher die Beſtimmungen des 
Staatsvertrages vom 8. November 1841., ſoweit dieſelben noch in Geltung find, 
ſowie die Beſtimmungen des Geſellſchaftsſtatuts und deſſen Nachträge, ſoweit 
fie nicht durch den gegenwärtigen Statutsnachtrag ergänzt werden, auch auf die 
Zweig ⸗Eiſenbahn Anwendung. 


§. 2. 


Die Richtung der Bahn und die ſpeziellen Bauprojekte werden von den 
betreffenden Territorial⸗Regierungen feſtgeſtellt ($. 2. des Staatsvertrages vom 
8. November 1841.). Von den feſtgeſtellten Bauprojekten darf nur unter be⸗ 
ſonderer Genehmigung der betreffenden Territorial⸗Regierung abgewichen werden. 
Die Elbbrücke bei Dömitz darf höchſtens 2000 Schritt von der Citadelle zu 
Dömitz entfernt ſein und muß eine Drehbrücke, ähnlich wie bei der Brücke zu 
Hämerten, enthalten. Außerdem find zwei Strompfeiler mit Demolitionsminen 
zu verſehen und die beiderſeitigen Zugänge der Brücke durch tambourartige Ab- 
ſchlüſſe mit Wachtblockhäuſern zu ſichern. Die ſpezielle Angabe reſp. Genehmi- 
gung dieſer Einrichtungen bleibt dem Königlich Preußiſchen Kriegsminiſterium 
und die Feſtſtellung der ſpeziellen Projekte für die Elbbrücke ſelbſt der Groß. 
herzoglich Mecklenburgiſchen Regierung im Ein verſtändniſſe mit dem König⸗ 
lich Preußiſchen Handelsminiſterium vorbehalten. Die Geſellſchaft kann fuͤr 
Kriegsbeſchädigungen und Demolirungen, es mögen ſolche vom Feinde ausgehen, 
oder im Intereſſe der Landesvertheidigung veranlaßt werden, weder vom Terri⸗ 
torial⸗Staate, noch vom Norddeutſchen Bunde einen Erſatz in Anſpruch nehmen. 
Dieſe Beſtimmung findet auch auf die im Mecklenburgiſchen Gebiete belegene 
Bahnſtrecke, insbeſondere auch auf die Elbbrücke Anwendung. 


5 K. ; 
Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, die Zweig⸗Eiſenbahn binnen nn 
ab» 


Jahren, von Ertheilung der Königlich Preußiſchen und Großherzoglich Medlen, 
burgiſchen Konzeſſton an gerechnet, zu vollenden und dem Betriebe zu übergeben. 


„ 

Der ſtatutenmäßig alljährlich in den Reſervefonds zurückzulegende Betrag 
iſt von dem auf die Eröffnung des Betriebes auf der Zweig⸗Eiſenbahn folgen⸗ 
den Jahre an, der Vermehrung des Geſammt⸗Anlagekapitals entſprechend, zu 
erhöhen. a 5. 5 : 


In Betreff der Genehmigung von Tarif und Fahrplan bewendet es 
für das Stamm⸗Unternehmen bei den zeitigen ſtatutariſchen und geſetzlichen 
Beſtimmungen. a 

Bezüglich der neuen Zweigbahn bleibt der Königlich Preußiſchen Re⸗ 
Ban im Einverſtändniß mit den beiden übrigen betheiligten Regierungen vor⸗ 
behalten: 5 


a) die Genehmigung des Bahngeldtarifs und die erſte Genehmigung des 
Frachttarifs, ſowohl für den Güter- als für den Perſonenverkehr, ſowie 
demnächſt jede Erhöhung des letzteren Tarifs; 


b) die Genehmigung und nöthigenfalls die Abänderung des Fahrplanes ; 


e) auch iſt die Geſellſchaft auf Verlangen der drei betheiligten Regierungen 
ferner verpflichtet, zur Beförderung von Perſonen Wagen IV. Klaſſe und für 
den Transport von Kohlen, Koaks und event. der übrigen im Artikel 45. 
der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes bezeichneten Gegenſtände bei 
größeren Entfernungen den Einpfennig⸗Tarif einzuführen. 


$. 6. 


Die Geſellſchaft übernimmt die Verpflichtung, ſoweit die drei betheiligten 
Regierungen es im Intereſſe des Verkehrs für nöthig erachten, jederzeit auf 
deren Verlangen künftig mit anderen in- und ausländiſchen Bahnverwaltungen 
für die Beförderung von Perſonen und Gütern direkte Expeditionen und 
direkte Tarife zu errichten und hierbei insbeſondere auch in ein gegenſeitiges 
Durchgehen der Transportmittel zu willigen. In Betreff der Höhe der gegen⸗ 
ſeitigen Vergütungsſätze für die durchgehenden Transportmittel, ſowie der Art 
und Weiſe der Abrechnungen hat ſich die Geſellſchaft bei mangelnder gütlicher 
Verſtändigung mit den anderen Bahnverwaltungen den Feſtſetzungen der drei 
betheiligten Regierungen zu unterwerfen. a 


Sek 

8 Zur Ausführung der Beſtimmungen über die Benutzung der Eiſenbahnen 
zu militairiſchen Zwecken (Geſetz-Samml. 1843. S. 375.) iſt die Geſellſchaft 

ſowohl rückſichtlich der neuen Zweig⸗Eiſenbahn, als auch der zu dem Stamm⸗ 

unternehmen gehörigen Bahnen verpflichtet, ſich den Beſtimmungen und Beför⸗ 

derungsſätzen des in der Sitzung des Bundesrathes des Norddeutſchen Bundes 
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vom 3. Juli 1868. beſchloſſenen Reglements für die Beförderung von Truppen, 


Militair⸗Effekten und ſonſtigen Militair⸗Bedürfniſſen auf den Staatsbahnen und den 


unter Staatsverwaltung ſtehenden Privat⸗Eiſenbahnen, ferner den Beſtimmungen 
des Reglements vom 1. Mai 1861., betreffend die Organiſation des Transportes 
größerer Truppenmaſſen auf den Eiſenbahnen, und der Inſtruktion von demſelben 
Datum für den Transport der Truppen und des Armeematerials auf den Eiſen⸗ 
bahnen, ſowie den künftigen Abänderungen und Ergänzungen dieſer Inſtruktion 
und der gedachten beiden Reglements zu unterwerfen. i 


$. 8. 
Der Poſtverwaltung des Norddeutſchen Bundes gegenüber iſt die Geſellſchaft 
rückſichtlich der neuen Zweig -Eifenbahn verpflichtet: . 


a) ihren Betrieb, ſoweit die Natur deſſelben es geftattet, in die nothwendige 
Uebereinſtimmung mit den Bedürfniſſen der Poſtverwaltung zu bringen; 
b) mit jedem fahrplanmäßigen Zuge auf Verlangen der Poſtverwaltung 
einen Poſtwagen und innerhalb deſſelben 
aa) Briefe, Zeitungen, Gelder, ungemünztes Gold und Silber, Juwelen 
und Pretioſen, ohne Unterſchied des Gewichtes, ferner ſolche nicht 
in die Kategorie der obigen Sendungen gehörigen Packete, welche 
einzeln das Gewicht von zwanzig Pfund nicht überſchreiten, 
bb) die zur Begleitung der Poſtſendungen, ſowie zur Verrichtung des 
Dienſtes unterwegs erforderlichen Poſtbeamten, auch wenn dieſelben 
geſchäftslos zurückkehren, 
ce) die Geräthſchaften und Utenſilien, deren die Beamten unterwegs 
bedürfen, 
unentgeltlich zu befördern. 


Statt beſonderer Poſtwagen können auf Grund desfallſiger Ver⸗ 
ſtändigung auch Poſtkoupés in Eiſenbahnwagen gegen eine, den Selbſt⸗ 
koſten für die Beſchaffung und Unterhaltung thunlichſt naheſtehende Miethe 
benutzt, es kann ferner bei ſolchen Zügen, in denen Poſtwagen oder 
Poſtkoupes nicht laufen, die unentgeltliche Mitnahme eines Poſtbeamten 
mit der Briefpoſt, dem alsdann der erforderliche Sitzplatz einzuräumen 
iſt, oder die unentgeltliche Beförderung von Brief- und Zeitungspacketen 
durch das Zugperſonal verlangt werden. 


e) Für ordinäre Packete über zwanzig Pfund, auch wenn dieſelben innerhalb 
des Poſtwagens oder Poſtkoupes befördert werden, erhält die Geſellſchaft 
die tarifmäßige Eilfracht, welche für das monatliche Geſammtgewicht der 
zwiſchen je zwei Stationen beförderten zahlungspflichtigen Packete berechnet 
und auf Grund beſonderer Vereinbarung averſionirt wird. 

d) Wenn ein Poſtwagen oder das an deſſen Stelle zu benutzende Poſtkoupe 
(ad b.) für den Bedarf der Poſt nicht ausreicht, fo hat die Gefellfchaft 
entweder die Beförderung der nicht unterzubringenden Poſtſendungen in 
ihren Wagen zu vermitteln, oder der Poſt die erforderlichen Transport⸗ 

mit⸗ 


mittel leihweiſe herzugeben. Im erſteren Falle wird für ordinaire Packete 
über zwanzig Pfund eine weitere, als die zu c. vorgeſehene Vergütung 
nicht geleiſtet. Im letzteren Falle zahlt die Poſtverwaltung außer der 
Frachtvergütung für die ordinairen Packete über zwanzig Pfund eine 
beſonders zu vereinbarende, nach Sätzen pro Koupe und Meile reſp. pro 
Achſe und Meile zu berechnende Hergabe und Transportvergütung. 


Die Geſellſchaft übernimmt die Unterhaltung, Unterſtellung, Reinigung, 
das Schmieren, Ein⸗ und Ausrangiren ꝛc. der Eiſenbahnpoſtwagen, 
ſowie den leihweiſen Erſatz derſelben in Beſchädigungsfällen gegen Ver⸗ 
gütigungen, welche nach den Selbſtkoſten bemeſſen werden und über 
deren Berechnung beſondere Vereinbarung getroffen wird. 

Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, die mit Poſtfreipäſſen verſehenen Per⸗ 
ſonen unentgeltlich zu befördern, vorausgeſetzt, daß dieſe nur einen Theil 
ihrer Reiſe auf der Eiſenbahn, einen anderen Theil aber mit gewöhnlichem 
Poſtfuhrwerke zurücklegen. 


0 


— 


f 
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9: 

Bezüglich der Stammbahn verbleibt es in poſtaliſcher Beziehung bei den 
bisherigen Statuten und Verträgen. Zur Beſeitigung obwaltender Differenzen 
erklärt die Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft ſich damit einverſtanden, daß 
die aus Artikel 23. des Staatsvertrages zwiſchen Preußen, Dänemark, Mecklen⸗ 
burg⸗ Schwerin und den freien und Hanſeſtädten Lübeck und Hamburg vom 
8. November 1841., betreffend die Herſtellung einer Eiſenbahnverbindung zwiſchen 
Berlin und Hamburg, ſich ergebende Verpflichtung der genannten Geſellſchaft, 

die auf der Eiſenbahn tranſitirenden Poſtgüter jeglicher Art mit jeder 
Fahrt gegen Bezahlung des nach dem Gewichte, ohne Unterſchied der 
Gegenſtände, feſtzuſtellenden Fahrtlohns unter Anwendung des niedrigſten 
Tarifſatzes für Pätkereien mit befördern zu laſſen, 8 
nur auf ſolche Poſtgüter zu beziehen iſt, welche das Großherzoglich Medlen- 
burgiſche Gebiet, oder das Herzoglich Lauenburgiſche Gebiet, oder beide Gebiete, 
von Grenze zu Grenze durchlaufen, daß dagegen die Verpflichtungen der Geſell⸗ 
ſchaft in Bezug auf den Poſttransport rückſichtlich aller übrigen Poſtgüter, 
namentlich auch derjenigen, welche ſich zwiſchen Preußen und Mecklenburg, 
zwiſchen Mecklenburg und Lauenburg und zwiſchen Lauenburg und dem Frei⸗ 
ſtädtiſchen Gebiete auf der Eiſenbahn bewegen, für jedes der betheiligten Landes⸗ 
gebiete nach den Beſtimmungen im Artikel 10. des vorbezeichneten Staats⸗ 
vertrages zu beurtheilen ſind. i 


Die Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft erklärt ſich ferner damit ein⸗ 
verſtanden, daß, ſoweit ihr nach den Beſtimmungen des letzteren Vertragsartikels 
der unentgeltliche Transport der „Briefe, Gelder und aller anderen, dem Poſt⸗ 
zwange unterworfenen Güter“ obliegt, dermalen unter dieſem Ausdrucke für alle 
betheiligten Gebiete gleichmäßig zu verſtehen ſein ſollen: Briefe, Zeitungen, 
Gelder, ungemünztes Gold und Silber, Juwelen und Pretioſen, ohne Unter⸗ 
ſchied des Gewichts, — ferner ſolche nicht in die Kategorie der obigen Sen⸗ 
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dungen gehörige Packete, welche einzeln das Gewicht von zwanzig Zollpfunden = 
nicht überſchreiten. s d 
F. 10. 


Der Telegraphenverwaltung des Norddeutschen Bundes gegenüber iſt die 
Geſellſchaft ſowohl rückſichtlich der neuen Zweig⸗Eiſenbahn, als auch der zu dem 
Stammunternehmen gehörigen Bahnen verpflichtet, 


a) die Benutzung des Eiſenbahnterrains, welches außerhalb des vorſchrifts⸗ 
mäßigen freien Profils liegt und ſoweit es nicht zu Seitengräben, Ein⸗ 
friedigungen ꝛc. benutzt wird, zur Anlage von oberirdiſchen und unter⸗ 
irdiſchen Bundes - Telegraphenlinien unentgeltlich zu geſtatten. Für die 
oberirdiſchen Telegraphenlinien ſoll thunlichſt entfernt von den Bahn⸗ 
geleiſen nach Bedürfniß eine einfache oder doppelte Stangenreihe auf 
der einen Seite des Bahnplanums aufgeſtellt werden, welche von der 
Eiſenbahnverwaltung zur Befeſtigung ihrer Telegraphenleitungen unent⸗ 
geltlich mitbenutzt werden darf. 

Zur Anlage der unterirdiſchen Telegraphenlinien ſoll in der Regel 
diejenige Seite des Bahnterrains benutzt werden, welche von den ober⸗ 
irdiſchen Linien im Allgemeinen nicht verfolgt wird. 

Der erſte Trakt der Bundes-Telegraphenlien wird von der Bundes⸗ 
Telegraphenverwaltung und der Eiſenbahnverwaltung gemeinſchaftlich feſt⸗ 
geſetzt. Aenderungen, welche durch den Betrieb der Bahnen nachweislich 
geboten find, erfolgen auf Koſten der Bundes⸗Telegraphenverwaltung, 
reſp. der Eiſenbahngeſellſchaft; die Koſten werden nach Verhältniß der 
beiderſeitigen Anzahl Drähte repartirt. Ueber anderweite Veränderungen 
iſt beiderſeitiges Einverſtändniß erforderlich und werden dieſelben für 
Rechnung desjenigen Theils ausgeführt, von welchem dieſelben aus⸗ 
gegangen ſind. 


Die Geſellſchaft geſtattet den mit der Anlage und Unterhaltung der 
Bundes ⸗Telegraphenlinien beauftragten und hierzu legitimirten Tele⸗ 
graphenbeamten und deren Hülfsarbeitern Behufs Ausführung ihrer 
Geſchäfte das Betreten der Bahn unter Beachtung der bahnpolizeilichen 
Beſtimmungen, auch zu gleichem Zwecke dieſen Beamten die Benutzung 
eines Schaffnerſitzes oder Dienſtkoupés auf allen Zügen, einſchließlich der 
Güterzüge, gegen Löſung von Fahrbillets der III. Wagenklaſſe. 


e) Die Geſellſchaft hat den mit der Anlage und Unterhaltung der Bundes⸗ 
Telegraphenlinie beauftragten und legitimirten Telegraphenbeamten auf 
deren Requiſition zum Transport von Leitungsmaterialien die Benutzung 
von Bahnmeiſterwagen unter bahnpolizeilicher Aufſicht gegen eine Ver⸗ 
gütigung von 5 Sgr. pro Wagen und Tag und von 20 Sgr. pro Tag 
der Aufſicht zu geſtatten. 


d) Die Geſellſchaft hat die Bundes⸗Telegraphenanlagen an der Bahn gegen 
eine Entſchädigung bis zur Höhe von 10 Thalern pro Jahr und Meile 
durch ihr Perſonal bewachen und in Fällen der Beſchädigung nach An⸗ 

lei⸗ 


D 
— 


1 V! 8 

| leitung der von der Bundes⸗Telegraphenverwaltung erlaſſenen Inſtruktionn 
proviſoriſch wieder herſtellen, auch von jeder wahrgenommenen Störung 
der Linie der nächſten Bundes ⸗Telegraphenſtation Anzeige machen zu 
laſſen. 


e) Die Geſellſchaft hat die Lagerung der zur Unterhaltung der Linien 
erforderlichen Vorräthe von Stangen auf den dazu geeigneten Bahnhöfen 
unentgeltlich zu geſtatten und dieſe Vorräthe ebenmäßig von ihrem Per⸗ 
ſonal bewachen zu laſſen. 


1) Die Geſellſchaft hat bei vorübergehenden Unterbrechungen und Störungen 
des Bundestelegraphen alle Depeſchen der Bundes⸗Telegraphenverwaltung 
mittelſt ihres Telegraphen, ſoweit derſelbe nicht für den Eiſenbahnbetriebs⸗ 
dienſt in Anſpruch genommen iſt, unentgeltlich zu befördern, wofür die 
Bundes⸗Telegraphenverwaltung in der Beförderung von Eiſenbahndienſt⸗ 
depeſchen Gegenſeitigkeit ausüben wird. 

9) Die Geſellſchaft hat ihren Betriebstelegraphen auf Erfordern des Bundes⸗ 
kanzler⸗Amtes dem Privatdepeſchen⸗Verkehr nach Maaßgabe der Beſtim⸗ 
mungen der Telegraphenordnung für die Korreſpondenz auf den Tele⸗ 
graphenlinien des Norddeutſchen Bundes zu eröffnen. 


h) Ueber die Ausführung der Beſtimmungen unter a. bis einſchließlich k. 
wird das Nähere zwiſchen der Bundes-Telegraphenverwaltung und der 
Geſellſchaft ſchriftlich vereinbart. 


9. 11. 


Die Geſellſchaft hat den Anordnungen, welche wegen polizeilicher Beauf⸗ 
ſichtigung der beim Eiſenbahnbau beſchäftigten Arbeiter getroffen werden, nach⸗ 
zukommen und die aus dieſen Anordnungen erwachſenden Ausgaben, insbeſondere 
auch die durch die etwaige Anſtellung eines beſonderen Polizei⸗Aufſichtsperſonals 
entſtehenden Koſten, zu tragen. Sie iſt verpflichtet, die nöthigen Zuſchüſſe zu der 
in Gemäßheit des Geſetzes vom 21. Dezember 1846. für die Bauarbeiter ein⸗ 
zurichtenden Krankenkaſſe zu leiſten. ö 

2 

Die Geſellſchaft iſt ſowohl rückſichtlich der neuen Zweig⸗Eiſenbahn, als auch 
der zu dem Stammunternehmen gehörigen Bahnen verpflichtet, für ihre Beamten 
Penſions⸗ und Wittwenverpflegungs⸗Kaſſen einzurichten reſp. auch ferner beſtehen 
zu laſſen, zu dieſen Kaſſen die erforderlichen Beiträge zu leiſten und zur Unter⸗ 
ſtützung ihrer Arbeiter angemeſſene Summen zu verwenden. Dabei ſind für die 
Beamten, deren Familien und für die Arbeiter thunlichſt eben ſo günſtige Normen 
aufzustellen, wie fie in dem Reglement für die betreffenden Kaſſen der Staats⸗ 
Eiſenbahnen enthalten ſind. 


$: 13. 
Die Geſellſchaft iſt ſowohl rückſichtlich der neuen Zweig⸗Eiſenbahn als auch 
(Nr. 76857686.) der 


der zu dem Stammunternehmen gehörigen Bahnen verpflichtet, die von ihr an? 


zuſtellenden Bahnwärter, Schaffner und fonftigen Unterbeamten, mit Ausnahme 
der einer techniſchen Vorbildung bedürfenden, vorzugsweiſe aus den Königlich 
Preußiſchen Militair⸗Anwärtern, ſoweit dieſelben das fünfunddreißigſte Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, zu wählen, auf der Mecklenburgiſchen Bahnſtrecke aber 
die Streckenbeamten aus den Großherzoglich Mecklenburgiſchen Militair⸗Anwärtern 
in gleicher Weiſe zu entnehmen. 


(Nr. 7686.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der unter der Firma: 
„Stadtcölniſcher Theater-Aktienverein“ mit dem Sitze zu Cöln errichteten 
Aktiengeſellſchaft. Vom 15. Juni 1870. 


m, Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 11. Juni d. J. 
die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Stadtcölniſcher Theater- 
Aktienverein“ mit dem Sitze zu Cöln, ſowie deren Statut vom 7. Mai 1870. 
zu genehmigen geruht. 


Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Cöln bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 15. Juni 1870. 
Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Moſer. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
t. v. Decker). 


